Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1697 


Sachgebiet 621 


Vorblatt 


3. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die durch das 13, Renten- Anpassungsgesetz erhöhten Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung sind ab 1. Juni 1971 
auf die Unterhaltshilfe anzurechnen. Diese Anrechnung führt 
zu einer entsprechenden Kürzung der Unterhaltshilfe. 


B. Lösung 

Die Freibeträge für die Nicht anrechnung der Renten sollen der 
durchschnittlichen Rentenerhöhung bei Unterhaltshilfeempfän- 
gern angepaßt werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Mehrkosten entstehen nicht, weil bei den veranschlagten Auf- 
wendungen für die Unterhaltshilfe im Wirtschafts- und Finanz- 
plan des Ausgleichsfonds und der entsprechenden Zuschüsse 
des Bundeshaushalts bereits von der Nicht anrechnung der durch- 
schnittlichen Rentenerhöhung ausgegangen wurde. 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz (3. Unterhaltshilfe- 
Anpassungsgesetz — 3. UAG) 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern des Innern und 
der Finanzen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 360. Sitzung am 18. Dezember 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz 

(3. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz — 3. UAG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom L Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das Drei- 
undzwanzigste Gesetz zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 23. Dezember 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1870), wird wie folgt geändert: 

1. In § 267 Abs. 2 wird ersetzt 

a) in Nummer 2 Buchstabe b 

die Zahl „75" durch die Zahl „87", 
die Zahl „81" durch die Zahl „93" und 
die Zahl „91" durch die Zahl „103", 

b) in Nummer 6 

die Zahl „75" durch die Zahl „87", 


die Zahl „53" durch die Zahl „64" und 
die Zahl „27" durch die Zahl „31". 

2. In § 269 a Abs. 4 wird ersetzt 
die Zahl „48" durch die Zahl „60", 
die Zahl „33" durch die Zahl „44" und 
die Zahl „17" durch die Zahl „21". 

§ 2 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 1971 in Kraft. 
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Begründung 


Die Erhöhungen der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung durch das Dreizehnte Renten- 
anpassungsgesetz, die ab 1. Juni 1971 auf die Un- 
terhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz an- 
zurechnen sind, machen Anpassungsmaßnahmen für 
diese Leistung notwendig. Entsprechend der bis- 
herigen Handhabung, Rentenanpassungen jeweils 
durch Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe oder 
der Freibeträge Rechnung zu tragen, wird im vor- 
liegenden Entwurf eine Erhöhung der Freibeträge 
vorgeschlagen, nachdem ab 1. Juni 1970 zur Be- 
rücksichtigung des Zwölften Rentenanpassungsge- 
setzes durch das 2. Unterhaltshilfe-Anpassungsge- 
setz die Sätze der Unterhaltshilfe erhöht worden 
sind. 

Die in § 1 Nr. 1 Buchstabe b vorgeschlagene Anhe- 
bung der in erster Linie berührten Freibeträge beim 
Bezug von Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung um monatlich 12 DM für Versicherten- 
renten, 11 DM für Witwen- und Witwerrenten so- 
wie 4 DM für Waisenrenten entspricht in etwa der 
durchschnittlichen Rentenerhöhung, die sich bei Emp- 
fängern von Unterhaltshilfe durch das Dreizehnte 
Rentenanpassungsgesetz ergeben wird. Entspre- 
chend sind auch die nach dem Grad der Erwerbs- 


minderung gestaffelten Freibeträge bei Unfallbe- 
schädigten und Verfolgten (§ 1 Nr. 1 Buchstabe a) 
und die an die Stelle des Rentenfreibetrags tre- 
tenden Zuschläge zum Selbständigenzuschlag (§ 1 
Nr. 2) anzuheben. 

Für den Ausgleichsfonds und die nach § 6 Abs. 4 
LAG an den Aufwendungen für Unterhaltshilfe be- 
teiligten Haushalte des Bundes und der Länder hat 
der Entwurf keine Mehraufwendungen zur Folge. 
Die vorgesehenen Verbesserungen des LAG bewir- 
ken, daß die Rentenerhöhungen durch das Drei- 
zehnte Rentenanpassungsgesetz im Durchschnitt 
nicht zu einer Kürzung der Unterhaltshilfe führen, 
also andernfalls eintretende Einsparungen sich nicht 
auswirken. Da derartige Einsparungen entspre- 
chend den bisherigen Anpassungsmaßnahmen bei 
der Unterhaltshilfe nicht erwartet werden konnten, 
sind sie bei der Veranschlagung der Aufwendungen 
für die Unterhaltshilfe im Bundeshaushalt und im 
Finanzplan nicht berücksichtigt worden; die durch 
den Entwurf bewirkten Mindereinsparungen verän- 
dern daher die Ansätze nicht. Ebensowenig sind 
Auswirkungen auf die Verbraucherpreise oder das 
allgemeine Preisnieveau zu erwarten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 11 

Begründung 

Wie die bisherigen Änderungsgesetze zum La- 
stenausgleichsgesetz bedarf auch das im Entwurf 
vorliegende Änderungsgesetz nach der vom Bun- 
desrat ständig vertretenen Rechtsauffassung sei- 
ner Zustimmung. 

2. Die Bundesregierung wird gebeten, zu prüfen, ob 
im Jahre 1971 eine Regelung zur Dynamisierung 
der Unterhaltshilfe, der Beihilfe zum Lebens- 


unterhalt sowie der Unterhaltsbeihilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz, dem Reparationsschä- 
dengesetz, dem Flüchtlingshilfegesetz und dem 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetz vorgeschlagen 
werden kann. 

Nach einer entsprechenden Regelung für die 
Renten aus der Sozialversicherung sind kürzlich 
auch die Renten aus der Kriegsopferversorgung 
dynamisiert worden. Es erscheint daher sowohl 
aus Gründen einer gleichmäßigen Behandlung 
aller der Altersversorgung dienenden gesetz- 
lichen Renten als auch aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung an der Zeit, nunmehr auch 
die Rentenzahlungen aus der Gesetzgebung zum 
Lastenausgleich zu dynamisieren. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1 . (Eingangsworte) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz 
Vorschriften geändert werden, die die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes begrün- 


det haben. Derartige Vorschriften sind durch den 
vorliegenden Entwurf nicht betroffen. 

Zu 2. (Entschließung) 

Die vom Bundesrat erbetene Prüfung wird bei der 
Vorbereitung des Entwurfs eines Vierundzwanzig- 
sten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes, der durch die Entschließung des Deutschen 
Bundestages aus Anlaß der Verabschiedung des 
Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes veranlaßt ist, vorgenom- 
men werden. 


5 



